
Schaft und -Sicherheit, des Verantwortungsbewußtseins 
und anderer Charaktereigenschaften und Haltungen. 
Zur Verantwortung des Leiters des Lehrgangs gehört 
es, die Lehrveranstaltungen aufeinander und mit den 
Vorleistungen der Universität und der Gerichte ab­
stimmen zu helfen. Ihm obliegt insoweit u. a., die 
Lektoren auf die inhaltlichen und methodischen Pro­
bleme zu orientieren, die sich für die Lehr- und Lern­
prozesse im Lehrgang aus der Bildungsarbeit der Uni­
versitäten und der Gerichte ergeben. Die konkrete 
Sachkenntnis dazu verschafft sich der Lehrgangsleiter 
vor alle*i durch Auswertung der Einschätzungen der 
Studienergebnisse und der Assistentenausbildung.

Die Lektoren müssen die Lektionen so halten und die 
Diskussion, den Austausch und die Überprüfung von 
Erfahrungen der Assistenten in den Seminaren, Kon­
sultationen und Kolloquien so steuern, daß die die 
Assistenten bewegenden und auch von ihnen noch 
nicht erkannten Probleme diskutiert und gelöst wer­
den. Gerade darauf, daß Probleme, mit denen die Assi­
stenten allein schwer zurechtkommen, mit ihnen ge­
meinsam geklärt werden, beruht der spezielle Nutzen 
dieser Lehrveranstaltungen. Deshalb muß den Semi­
naren, Konsultationen und Kolloquien ein erheblicher 
Anteil am Unterricht eingeräumt werden.
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Zur Wahrung des Rechts auf Verteidigung
Das Recht auf Verteidigung ist ein verfassungsmäßiges 
Grundrecht des Beschuldigten oder Angeklagten im 
Strafverfahren der DDR. Es ist gemäß Art. 102 Abs. 2 
der Verfassung, Art. 4 StGB und § 61 StPO jedem be­
schuldigten oder angeklagten Bürger während des ge­
samten Strafverfahrens zu gewährleisten. Das Gericht, 
der Staatsanwalt und die Untersuchungsorgane sind 
nach § 61 Abs. 2 StPO verpflichtet, den Beschuldigten 
oder Angeklagten im jeweiligen Verfahrensstaddum 
über seine Rechte zu belehren.
Eine hohe Verantwortung für die konsequente Ver­
wirklichung des Rechts auf Verteidigung trägt auch 
die Rechtsanwaltschaft der DDR. Sie ist eine wichtige 
gesellschaftliche Einrichtung der sozialistischen Rechts­
pflege. Der Verteidiger ist gesetzlich verpflichtet, un­
abhängig von anderen Prozeßbeteiligten die Rechte des 
Beschuldigten oder Angeklagten zu dessen Verteidi­
gung wahrzunehmen. Ihm obliegt es, den Beschuldig­
ten oder Angeklagten zu beraten, zur Aufklärung der 
Straftat alle entlastenden oder die Verantwortlichkeit 
mindernden Umstände vorzutragen und den Beschul­
digten oder Angeklagten bei der Wahrnehmung sei­
ner Rechte zu unterstützen.
Diese Ausgestaltung des Rechts auf Verteidigung ent­
spricht dem Grundsatz des Art. 4 StGB, nach dem in der 
sozialistischen Gesellschaft die Achtung der Menschen­
würde auch gegenüber einem Gesetzesverletzer für die 
Tätigkeit aller Organe der sozialistischen Strafrechts­
pflege oberstes Gebot ist. Das entspricht der Feststel­
lung in der Entschließung des VIII. Parteitages der 
SED zum Bericht des Zentralkomitees: „Die Wahrung 
der Rechte der Bürger im Großen wie im Kleinen ist 
ein fester Grundsatz unserer sozialistischen Ord­
nung.“/!/
Recht und Gesetzlichkeit sind in der DDR nicht wie 
in einem imperialistischen Staat Instrumente zum 
Schutz des Staates g e g e n ü b e r  den Bürgern. Die 
Funktion des Rechts wird in der DDR von der Ent­
wicklung der sozialistischen Gesellschaft bestimmt. 
Unser „Recht ist Ausdruck der Macht der Arbeiter­
klasse. Es dient der Sicherung unserer sozialistischen 
Ordnung und setzt die juristischen Normen für das Zu­
sammenleben der Menschen. Es garantiert, daß die 
Rechte und Belange der Bürger in unserem Staat ge­
wahrt werden“./2/ Von diesem Grundsatz haben die 
Gerichte auch bei der Wahrung des Rechts auf Vertei­
digung auszugehen. In der gerichtlichen Praxis sind, 
und zwar soweit es die sog. nicht notwendige Vertei­
digung, d. h. die Fälle betrifft, in denen dem Beschul-

/1/ Dokumente des VÜX Parteitages der SED, Berlin 1971, S. 31. 
/2/ Bericht des Zentralkomitees an den ѴІП. Parteitag der SED, 
Berlin 1971, S. 67.

digten bzw. Angeklagten nach dem Gesetz (§§ 63 Abs. 1 
und 2, 72 Abs. 2 StPO) kein Verteidiger zu bestellen 
ist, er sich aber selbst einen- gewählt hat, einige Fra­
gen aufgetreten, die einer einheitlichen Klärung be­
dürfen : •

л

1. Der Angeklagte hat einen Verteidiger gewählt. Die 
Wahl ist jedoch dem Gericht nicht angezeigt worden. 
Deshalb ist der Verteidiger nicht gemäß § 205 StPO 
zur Hauptverhandlung geladen worden und erscheint 
nicht zum Termin. Muß das Gericht in diesem Fall 
auf Antrag des Angeklagten (§§ 217 Abs. 2, 65 Abs. 1 
und 2 StPO) einen neuen Termin zur Hauptverhand­
lung anberaumen oder die Unterbrechung der Haupt­
verhandlung beschließen?
2. Der gewählte Verteidiger ist gemäß § 205 StPO ord­
nungsgemäß zum Termin geladeri worden. Er erscheint 
jedoch — entschuldigt oder auch unentschuldigt — 
nicht zur Hauptverhandlung. Muß das Gericht einen 
neuen Termin zur Hauptverhandlung anberaumen oder 
die Unterbrechung der Verhandlung beschließen oder 
darf es — mit oder ohne Einverständnis des Angeklag­
ten — die Hauptverhandlung in Abwesenheit des ge­
wählten Verteidigers durchführen?
3. Der Angeklagte hat “vor Beginn der Hauptverhand­
lung keinen Verteidiger gewählt. Während der gericht­
lichen Hauptverhandlung (möglicherweise erst gegen 
Schluß der Beweisaufnahme) erklärt der Angeklagte 
dem Gericht, daß er nunmehr einen Verteidiger mit 
der Wahrnehmung seiner Rechte beauftragen wolle. 
Muß das Gericht auf Antrag des Angeklagten die 
Hauptverhandlung unterbrechen oder eine neue 
Hauptverhandlung anberaumen?
Eine richtige Antwort auf diese Fragen kann nur ge­
funden werden, wenn vom Wesen und von der Rolle des 
Rechts auf Verteidigung im Strafverfahren der DDR 
ausgegangen wird. Zweckmäßigkeitserwägungen, wie 
z. B. Nachteile für die Arbeitsorganisation des Ge­
richts bei der Verlegung des Termins der Hauptver­
handlung wegen des Ausbleibens des gewählten Ver­
teidigers, können für die Beantwortung der aufge­
worfenen .Fragen nicht entscheidend sein. Die konse­
quente Gewährleistung des Rechts auf Verteidigung 
im Strafverfahren trägt dazu bei, die Wahrheit fest­
zustellen, das sozialistische Strafrecht unter voller 
Wahrung der Rechte und Belange der angeklagten Bür­
ger anzuwenden und ein gerechtes Urteil zu finden. 
Das Oberste Gericht hat in seinem Urteil vom
7. Mai 1970 — la Zst 1/70 — (OGSt Bd. 11 S. 142; N.T 
1970 S. 366) hierzu ausgeführt: „In der Deutschen Demo­
kratischen Republik wird dem Recht auf Verteidigung 
als festem Bestandteil der Garantien für die Wahrung

671


